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 – Drucksache 16/3724 –

 Wettbewerbsverzerrung durch Steuerstundung und Billigkeitsmaßnahmen

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Das  Nachrichtenmagazin  „Focus“  berichtet  in  seiner  Ausgabe  vom  20.  No-
 vember  2006  (Nr.  47/2006,  Seite  191)  über  die  Unregelmäßigkeiten  im  Zu-
 sammenhang  mit  einer  Spirituosenfirma.  Im  Falle  dieses  Unternehmens  seien
 Branntweinsteuerschulden  in  Höhe  von  72  Mio.  Euro  beim  Fiskus  aufgelaufen.
 Das  Branntweinmonopolgesetz  schreibt  Lagersicherheiten  zur  Absicherung
 von  durchschnittlich  zwei  Monatsraten  vor.  In  diesem  Fall  lag  die  Höhe  der  ge-
 stundeten  Branntweinsteuer  laut  „Focus“  bei  ca.  82  Prozent  der  Bilanzsumme.
 Im  Rahmen  des  Insolvenzverfahrens  wird  der  Bund  nur  ein  Bruchteil  dieser
 Summe erhalten.

 Das  Unternehmen  war  in  der  Branche  bereits  seit  langem  für  seine  wett-
 bewerbsverzerrenden  Praktiken  bekannt.  Es  ist  nicht  auszuschließen,  dass
 diese  durch  die  Steuerstundung  zusätzlich  begünstigt  wurde.  Die  Bundesregie-
 rung  ist  dringend  aufgefordert  dafür  Sorge  zutragen,  dass  die  Steuererhebungs-
 praxis nicht zu einer Wettbewerbsverzerrung führt.

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g

 Zu  den  im  Bericht  des  Nachrichtenmagazins  „Focus“  in  seiner  Ausgabe  vom
 20.  November  2006  enthaltenen  Angaben  über  ein  insolvent  gewordenes  Spiri-
 tuosenunternehmen  kann  die  Bundesregierung  aus  Gründen  des  Steuergeheim-
 nisses  nicht  Stellung  nehmen.  Es  ist  jedoch  in  diesem  Zusammenhang  nicht  fest-
 gestellt  worden,  dass  die  zuständigen  Dienststellen  der  Zollverwaltung  die  für
 die  Erhebung  der  Branntweinsteuer  geltenden  Rechtsvorschriften  nicht  einge-
 halten haben.

 1.  Wie  vielen  Unternehmen  haben  die  Finanzämter  nach  Kenntnis  der  Bundes-
 regierung  Steuerstundungen  gewährt,  wie  verteilen  diese  sich  auf  die  ver-
 schiedenen  Branchen,  und  wie  hat  sich  die  Summe  der  jährlichen,  gestun-
 deten  Steuerzahlungen  in  den  letzten  fünf  Jahren  entwickelt  (aufgeschlüs-
 selt nach Bundesländern)?
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  der  Finanzen  vom  18.  Dezember
 2006 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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2.  Wie  hoch  ist  die  Summe  der  jährlich  gestundeten  Unternehmenssteuern  be-
 zogen  auf  die  einzelnen  dem  Bund  zustehenden  Steuerarten,  und  wie  haben
 sich diese Summen in den letzten fünf Jahren entwickelt?

 Die Fragen 1 und 2 werden zusammenhängend beantwortet.

 Im  Rahmen  der  sogenannten  Rückständestatistik  unterrichten  die  Länder  das
 Bundesministerium  der  Finanzen  regelmäßig  über  die  zum  Stichtag  31.  Dezem-
 ber  des  Berichtsjahres  gestundeten  Steueransprüche  bei  den  von  den  Ländern
 verwalteten  gemeinschaftlichen  Steuern  und  Bundessteuern.  Im  Laufe  des  Jah-
 res  gewährte  Stundungen,  die  bereits  vor  dem  Stichtag  fällig  wurden,  sind  in  die-
 ser  Zahl  nicht  enthalten.  Die  Statistik  unterscheidet  nicht  zwischen  Unterneh-
 men  und  anderen  Steuerpflichtigen.  Aussagen  über  die  Anzahl  der  Unternehmen
 gewährten  Stundungen  und  die  Summe  der  gestundeten  Unternehmensteuern
 sind  daher  nicht  möglich.  Eine  Zusammenstellung  der  Stundungen  bei  den  von
 den  Ländern  verwalteten  gemeinschaftlichen  Steuern  und  Bundessteuern  der
 letzten fünf Jahre ist in Anlage 1 beigefügt.

 Zu  den  Stundungen  der  vom  Bund  verwalteten  Steuern  liegen  der  Bundesregie-
 rung  keine  Daten  vor,  da  hierüber  keine  Statistiken  erstellt  werden.  Erhebungen
 bei den Hauptzollämtern waren in der Kürze der Zeit nicht möglich.

 3.  Wie  verteilt  sich  die  Summe  der  erlassenen  Steuern  bezogen  auf  die  einzel-
 nen  dem  Bund  zustehenden  Steuerarten,  und  wie  haben  sich  diese  Summen
 in den letzten fünf Jahren entwickelt?

 4.  Wie  hoch  ist  die  Summe  der  dem  Bund  zustehenden  Steuern,  die  in  den
 letzten  fünf  Jahren  aus  Billigkeitsgesichtspunkten  erlassen  wurden  (aufge-
 schlüsselt nach Bundesländern)?

 5.  In  wie  vielen  Fällen  in  den  letzten  fünf  Jahren  sind  aus  Billigkeitsgesichts-
 punkten Unternehmen aus welchen Branchen Steuern erlassen worden?

 Die Fragen 3, 4 und 5 werden zusammenhängend beantwortet.

 Die  im  Rahmen  der  Rückständestatistik  erhobenen  Daten  umfassen  auch  die
 Steuermindereinnahmen  infolge  von  Erlassmaßnahmen.  Neben  dem  Erlass  min-
 dert  die  Niederschlagung  von  nicht  beitreibbaren  Steuerforderungen  das  Steuer-
 aufkommen.  Eine  Differenzierung  nach  Unternehmen  und  Branchen  erfolgt
 nicht.  Eine  Zusammenstellung  der  in  den  letzten  fünf  Jahren  erlassenen  bzw.
 niedergeschlagenen  Steueransprüchen  enthält  Anlage  1.  Eine  Aufgliederung  der
 aus  Billigkeitsgründen  erlassenen  Steueransprüche  ist  in  Anlage  2  dargestellt.
 Beide  Übersichten  beinhalten  nur  die  von  den  Ländern  verwalteten  gemein-
 schaftlichen Steuern und Bundessteuern.

 Anzahl  und  Umfang  der  in  den  letzten  fünf  Jahren  gewährten  Erlasse  aus  Billig-
 keitsgründen  bei  den  vom  Bund  verwalteten  Steuern,  getrennt  nach  Steuerarten,
 ergeben  sich  aus  der  als  Anlage  3  beigefügten  Übersicht.  Eine  Aufteilung  nach
 Branchen  und  Bundesländern  ist  nach  den  von  den  Hauptzollämtern  hierüber
 geführten  Verzeichnissen  nicht  möglich.  Eine  Aufschlüsselung  nach  Bundeslän-
 dern  erfolgt  nicht,  da  die  Zuständigkeitsbezirke  der  Zollverwaltung  nicht  mit
 den Ländergrenzen übereinstimmen.

 6.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Befürchtungen  der  Branche,  dass  es  durch  die
 Gewährung  von  massiven  Steuerstundungen  zu  Wettbewerbsverzerrungen
 kommen  kann,  und  wie  begründet  die  Bundesregierung  ihre  diesbezügliche
 Auffassung?

 Stundungen  dienen  dem  Ausgleich  unbilliger  Härten  im  Einzelfall.  Bei  der  Ge-
 währung  von  Stundungen  handelt  es  sich  um  reine  Rechtsfragen.  Bei  Vorliegen
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der  tatbestandlichen  Voraussetzungen  –  Stundungsbedürftigkeit  und  Stundungs-
 würdigkeit  –  ist  eine  Stundung  zu  gewähren.  Stundungsbedürftigkeit  liegt  vor,
 wenn  der  Schuldner  zum  Zeitpunkt  der  Fälligkeit  nicht  über  ausreichende
 finanzielle  Mittel  verfügt  und  diese  auch  nicht  rechtzeitig  in  zumutbarer  Weise
 beschaffen  kann,  um  die  anstehende  Steuerschuld  zu  begleichen.  Stundungs-
 würdigkeit  setzt  ein  Verhalten  des  Schuldners  voraus,  das  nicht  in  eindeutiger
 Weise  gegen  die  Interessen  der  Allgemeinheit  verstößt  und  bei  dem  die  man-
 gelnde  Leistungspflicht  auch  nicht  auf  dem  Verhalten  des  Schuldners  selbst  be-
 ruht.

 Ordnungspolitische  Belange  sind  bei  der  Gewährung  von  Billigkeitsmaßnah-
 men  außer  Acht  zu  lassen.  Aus  einer  Stundung  unter  Umständen  resultierende
 Wettbewerbsverzerrungen sind aus Rechtsgründen hinzunehmen.

 7.  Stellt  die  Bundesregierung  sicher,  dass  es  durch  die  Gewährung  einer  Steu-
 erstundung  oder  eines  Steuererlasses  nicht  zu  Wettbewerbsverzerrungen
 innerhalb einer Branche kommt, und wenn ja, auf welche Weise?

 Auf die Antwort zu Frage 6 wird verwiesen.

 8.  Überwacht  die  Bundesregierung  Steuerstundungen  für  Unternehmen  durch
 die  Finanzbehörden,  und  hält  die  Bundesregierung  diese  Überwachung  für
 ausreichend?

 Die  Verwaltung  der  Besitz-  und  Verkehrsteuern  ist  nach  Artikel  108  Abs.  2  GG
 Aufgabe  der  Landesfinanzbehörden;  diesen  obliegt  auch  die  Entscheidung  über
 beantragte  Billigkeitsmaßnahmen,  also  die  Entscheidung  darüber,  eine  Steuer
 aus  Billigkeitsgründen  ganz  oder  teilweise  zu  stunden  (§  222  AO),  zu  erlassen
 (§  227 AO) oder abweichend festzusetzen (§  163 AO).

 Das  Bundesministerium  der  Finanzen  hat  sich  u.  a.  im  Interesse  einer  gleich-
 mäßigen  Besteuerung  die  Zustimmung  zu  Billigkeitsmaßnahmen  der  Landes-
 finanzbehörden  vorbehalten,  sofern  bestimmte  Betragsgrenzen  überschritten
 werden.  Einzelheiten  hierzu  bestimmt  das  BMF- Schreiben  vom  28.  Juli  2003
 –  IV  D  2  –  S  0457  –  17/03  –,  BStBl.  I  S.  401.  Danach  ist  von  den  obersten
 Finanzbehörden  der  Länder  die  vorherige  Zustimmung  des  Bundesministeriums
 der  Finanzen  z.  B.  bei  Stundungen  einzuholen,  wenn  der  zu  stundende  Betrag
 höher  ist  als  500  000  Euro  und  für  einen  Zeitraum  von  mehr  als  12  Monaten
 gestundet werden soll.

 Diese  Bestimmungen  werden  eingehalten.  Ob  dies  in  jedem  Einzelfall  ge-
 schieht,  entzieht  sich  der  Kenntnis  der  Bundesregierung.  Auch  dem  Bundes-
 rechnungshof  sind  im  Rahmen  seiner  Prüfungen  nur  Stichproben  zu  Kontroll-
 zwecken  möglich.  In  Anbetracht  der  rechtlichen  und  tatsächlichen  Möglich-
 keiten  ist  diese  Überwachung  der  Billigkeitsmaßnahmen  als  ausreichend  anzu-
 sehen.

 Für den Bereich der vom Bund verwalteten Steuern gilt Folgendes:

 Die  Einhaltung  der  gesetzlichen  Vorgaben  bei  Billigkeitsmaßnahmen  wird
 durch  die  Fachaufsicht  sichergestellt.  Die  Überwachungen  von  Billigkeitsmaß-
 nahmen  nach  §§  163,  222  und  227  AO  ist  in  der  Dienstvorschrift  zur  Anwen-
 dung  der  Abgabenordnung  im  Bereich  der  Zollverwaltung  (AO-DV)  geregelt.
 Danach  ist  z.  B.  zur  Überwachung  der  Stundungen  folgende  Zuständigkeits-  und
 Verantwortungszuweisung getroffen:

 Die  Hauptzollämter  holen  die  Zustimmung  der  Oberfinanzdirektion  zu  einer
 Stundungsmaßnahme  ein,  wenn  der  zu  stundende  Betrag  höher  ist  als  200  000
 Euro  und  für  einen  Zeitraum  von  mehr  als  6  Monaten  gestundet  werden  soll.  Die
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Oberfinanzdirektionen  holen  die  Zustimmung  des  BMF  ein,  wenn  der  zu  stun-
 dende  Betrag  höher  ist  als  500  000  Euro  und  für  einen  Zeitraum  von  mehr  als
 12  Monaten  gestundet  werden  soll.  In  allen  übrigen  Fällen  sind  die  Hauptzoll-
 ämter zur eigenständigen Entscheidung befugt.

 Damit ist eine angemessene Überwachung gewährleistet.

 9.  Auf  welche  Weise  überwacht  die  Bundesregierung  Billigkeitsmaßnahmen
 der  Finanzbehörden,  und  ist  diese  Überwachung  nach  Ansicht  der  Bun-
 desregierung ausreichend?

 Auf die Antwort zu Frage 8 wird verwiesen.

 10.  Sind  der  Bundesregierung  Fälle  bekannt,  in  denen  die  gesetzlichen
 Vorschriften  im  Zusammenhang  mit  der  Stundung  von  Steuern  seitens  der
 Finanzbehörden  nicht  eingehalten  wurden,  und  falls  ja,  in  wie  vielen  die-
 ser Fälle hat die Bundesregierung Maßnahmen dagegen ergriffen?

 Dem  Bundesministerium  der  Finanzen  sind  derzeit  keine  Fälle  bekannt,  in  denen
 die  gesetzlichen  Vorschriften  im  Zusammenhang  mit  der  Stundung  von  Steuern
 seitens der Finanzbehörden nicht eingehalten wurden.

 11.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Auffassung,  dass  die  Anwendung  von
 Billigkeitsregelungen  z.  B.  durch  das  Splitten  von  Steuerschulden  miss-
 braucht  werden  kann,  und  wie  begründet  die  Bundesregierung  ihre  dies-
 bezügliche Auffassung?

 Nein.

 Die  tatbestandlichen  Voraussetzungen  für  die  Gewährung  einer  Billigkeits-
 maßnahme  nach  §§  163,  222  und  227  AO  sind  unabhängig  von  der  Höhe  der
 Steuerschuld.
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